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Alfred Carrard (1934): "Der Leiter kann und 

darf nicht alles selbst besorgen, und doch ist 

er für alles verantwortlich, was seine 

Untergebenen tun." 

Verantwortlichkeit und Haftung1 

Christophe Volonté2 

 

 

 

I. Einleitung 

Als «Weckruf für Verwaltungsräte» hat Peter V. Kunz in der «Finanz und Wirtschaft» vom 

August 2024 das Bundesgerichtsurteil gegen Stiftungsräte einer Pensionskasse kommentiert. 

Die Stiftungsräte müssen persönlich für den Schaden von CHF 20 Mio. haften, der durch den 

Konkurs entstanden ist und vermutlich für die meisten den Privatkonkurs bedeutet. Er hält auch 

für Verwaltungsräte (VR) fest: «VR-Mitglieder haften persönlich, untereinander solidarisch, 

unbeschränkt und mit ihrem Privatvermögen.». 

Der VR ist das oberste Aufsichts- und Gestaltungsorgan einer schweizerischen 

Aktiengesellschaft (AG).3 Die folgenden Grundsätze gelten aber für alle Gesellschaftsformen 

(wie bspw. Stiftungen, Vereine). In diesem Artikel sollen die Verantwortlichkeit (rechtliche 

Pflichten) und die Haftung (Konsequenzen aus Pflichtverletzung) dargelegt werden. Sie 

ergeben sich insbesondere aus den Gesetzestexten im schweizerischen Obligationenrecht (OR) 

in den folgenden Bereichen: 

1. Aufgaben (Art. 716a) 

2. Pflichten (Art. 717) 

3. Haftung (Art. 754) 

4. Delegation (Art. 716b) 

 
1 Es wird auch im englischen zwischen «Accountability» (Verantwortlichkeit) und «Responsibility» 

(Verantwortung) unterschieden. 

- Verantwortung bezieht sich auf die Pflicht oder Verpflichtung, eine Aufgabe oder Handlung 

auszuführen. Wenn jemand für etwas verantwortlich ist, wird von ihm erwartet, bestimmte Aufgaben 

oder Funktionen zu erfüllen. Verantwortung kann zugewiesen oder freiwillig übernommen werden. 

- Verantwortlichkeit hingegen beinhaltet die Rechenschaftspflicht und Konsequenzen. Es ist die 

Verpflichtung, Handlungen und Entscheidungen zu rechtfertigen, die Eigentümerschaft zu übernehmen 

und die Verantwortung für die Ergebnisse zu übernehmen, sei es positiv oder negativ. 
2 Autor: Dr. Christophe Volonté (christophe.volonte@governance-advisors.ch). Dieser Beitrag wurde im April 

2025 im Rahmen des CAS Verwaltungsrat an der Hochschule Luzern verfasst. 
3 Neben dem VR (B) (Art. 707ff) hat die Aktiengesellschaft zwei weitere Organe: Generalversammlung (A) 

(Art. 698ff) und Revisionsstelle (C) (Art. 727ff). Das Paritätsprinzip besagt, dass jedem Organ unentziehbare 

Kompetenzen zukommen. 
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Im Nachfolgenden werden die vier Bereiche beschrieben und die Implikationen in Bezug auf 

Haftungsvoraussetzungen abgeleitet. 

II. Gesetzliche Rahmenbedingungen 

1. Aufgaben 

Der VR führt die Geschäfte, soweit er die Geschäftsführung nicht übertragen hat (OR 716). Er 

kann die ganze AG also selbst führen (auch das Tagesgeschäft) oder sich auf seine Aufsichts- 

und Gestaltungstätigkeiten fokussieren und die Geschäftsführung ganz oder teilweise an 

einzelne Mitglieder oder an Dritte (Geschäftsleitung) delegieren (siehe 4. Delegation). Gemäss 

OR Art. 716a Abs. 1 hat der VR jedoch folgende unübertragbare und unentziehbare (nicht 

delegierbare) Aufgaben4: 

1. die Oberleitung der Gesellschaft und die Erteilung der nötigen Weisungen; 

2. die Festlegung der Organisation; 

3. die Ausgestaltung des Rechnungswesens, der Finanzkontrolle sowie der 

Finanzplanung, sofern diese für die Führung der Gesellschaft notwendig ist; 

4. die Ernennung und Abberufung der mit der Geschäftsführung und der Vertretung 

betrauten Personen; 

5. die Oberaufsicht über die mit der Geschäftsführung betrauten Personen, namentlich 

im Hinblick auf die Befolgung der Gesetze, Statuten, Reglemente und Weisungen; 

6. die Erstellung des Geschäftsberichtes sowie die Vorbereitung der 

Generalversammlung und die Ausführung ihrer Beschlüsse; 

7. die Einreichung eines Gesuchs um Nachlassstundung und die Benachrichtigung des 

Gerichts im Falle der Überschuldung; 

8. bei Gesellschaften, deren Aktien an einer Börse kotiert sind: die Erstellung des 

Vergütungsberichts. 

In der Praxis werden die Hauptaufgaben zum einen als die Festlegung der Strategie und zum 

anderen als die Auswahl, Instruktion resp. Beratung und Überwachung des Geschäftsführers 

beschrieben (so beispielsweise Paul Bulcke anlässlich der Generalversammlung von Nestlé 

vom 16. April 2025). 

Die Festlegung der Strategie ist das wesentliche Element in der «Oberleitung der Gesellschaft». 

Es gilt als VR die Chancen und die Risiken des Unternehmens zu analysieren, abzuwägen und 

 
4 Art. 716a Abs. 1 bis 6 sind seit 1. Juli 1992 und Abs. 7 (vorher: «die Benachrichtigung des Richters im Falle 

der Überschuldung») und 8 sind seit 1. Januar 2023 in Kraft. 
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entsprechend zu entscheiden. Im Sinne der Haftung kommt dem Risikomanagement eine 

wichtige Rolle zu (siehe 2.2 Pflichten: Sorgfaltspflicht). 

Die Auswahl des Geschäftsführers beinhaltet die Suche nach einer geeigneten Person, die die 

Strategie des Unternehmens tragen und im Tagesgeschäft umsetzen kann. In diesem 

Zusammenhang muss der Geschäftsführer die nötigen Informationen erhalten und 

gegebenenfalls beraten werden. Sodann muss der Geschäftsgang überwacht werden (siehe 2.3 

Delegation). Zur Umsetzung der Strategie und zur Erreichung der Ziele muss der VR dem 

Geschäftsführer die nötigen Ressourcen zur Verfügung stellen und für eine adäquate 

Organisation sorgen. 

Gemäss Art. 716a Abs. 2 kann der VR die Vorbereitung und die Ausführung seiner Beschlüsse 

oder die Überwachung von Geschäften Ausschüssen oder einzelnen Mitgliedern zuweisen. Er 

hat für eine angemessene Berichterstattung an seine Mitglieder zu sorgen. Die 

Entscheidkompetenz verbleibt jedoch beim Gesamtgremium (von der Crone, Carbonara und 

Hunziker, 2006). Bei börsenkotierten AGs muss zwingend ein Kompensationsausschuss 

eingesetzt werden (OR Art. 733). Heutzutage sind auch Audit/Prüfungs-, 

Nomination/Ernennungs- und Governance- oder CSR-Ausschüsse üblich (Volonté, 2018). 

In der von den Vereinigten Staaten geprägten (empirischen) Corporate Governance Literatur 

führt einerseits eine mangelnde Unabhängigkeit des «Board of Directors» (wegen 

Interessenkonflikte) zu einer schlechten Überwachung des Managements und andererseits 

fehlendes Know-how zu ungenügender Beratung und schwachen strategischen Entscheidungen 

(Adams, Hermalin und Weisbach, 2010; Johnson, Schnatterly und Hill, 2013).5 

2. Pflichten 

Gemäss OR 717 besteht für den VR (sowie für Dritte, die mit der Geschäftsführung befasst 

sind) bei der Ausführung seiner Aufgaben eine Treuepflicht, eine Sorgfaltspflicht sowie eine 

Gleichbehandlungspflicht (sog. treuhänderische Pflichten oder «fiduciary duties»). Er muss die 

Interessen der Gesellschaft nach Treu und Glauben vertreten. Als Unternehmensinteresse wird 

 
5 Durch die Trennung von Eigentum und Kontrolle entstehen gemäss der «Principal-Agent Theory» von Jensen 

und Meckling (1976) aufgrund von Interessenkonflikten (eigennutzorientiere Agenten) und 

Informationsasymmetrien (Informationsvorsprung durch Agent) zwischen Prinzipalen (Auftraggebern) und 

Agenten (Auftragnehmer) sog. Agency-Kosten. Der Principal-Agent-Konflikts kann durch verschiedene 

Mechanismen reduziert werden, darunter Regeln (z. B. Code of Conduct), Kontrolle (z. B. durch den VR), 

Anreize (z. B. durch Boni) oder Wettbewerb (z. B. Produktmarktwettbewerb). 
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gemeinhin die Schaffung von langfristigem Unternehmenswert definiert. Zudem ist die AG 

rechtlich eine auf Gewinn ausgerichtete Gesellschaftsform (im Gegensatz z. B. zu Stiftungen).6 

In der Prinzipal-Agenten-Theorie werden unzählige Beispiele angefügt bei denen die Agenten 

(Manager) Entscheidungen treffen, die ihnen persönlich nützen, aber den Prinzipal (Aktionär) 

schaden. Oder in anderen Worten: Es werden Entscheidungen getroffen, die den 

Unternehmenswert schmälern. Das geht vom Durchsetzen überhöhter Entschädigungspakete, 

über die Ausdehnung der Macht durch verlustreiche Übernahmen bis zur überteuerten 

Einrichtung des Chef-Büros. Ebenso können nahestehende Veranstaltungen, Museen oder 

Wohltätigkeitsorganisationen durch die Firmenkasse gesponsert werden. Manager können auch 

versuchen, sich durch Seilschaften, Zurückhaltung von Informationen oder auf sie 

massgeschneiderte Strategien und Investitionen unverzichtbar zu machen. Eine Aufgabe des 

VR als Vertreter der Aktionäre im Speziellen und der Corporate Governance im Allgemeinen 

besteht darin, solches Verhalten zu unterbinden. 

1. Treuepflicht 

Die Treuepflicht bedeutet, dass ein VR bei der Entscheidfindung das «Interesse der 

Gesellschaft» vertreten muss und nicht die persönlichen oder die Interessen Dritter voranstellen 

darf. Sind beispielsweise zwei Unternehmen eines VR gleichzeitig involviert, kann schnell 

gegen dieses Gebot verstossen werden (Insichgeschäfte). Solche Geschäftsentscheide können 

die Gesellschaft und deren Aktionäre schädigen. Gemäss Art. 717a müssen VR- oder GL-

Mitglieder den VR unverzüglich und vollständig über sie betreffende Interessenkonflikte 

informieren und bei solchen Geschäften gegebenenfalls in Ausstand treten. Unternehmen 

können Richtlinien zu Transaktionen nahestehender Personen sowie der Handhabung von 

Interessenkonflikten erstellen (Volonté, 2020; Walther und Magnin, 2023). Die Treuepflicht 

umfasst auch eine Geheimhaltungs- und eine Schweigepflicht sowie ein Konkurrenzverbot 

(Wälchli und Meyer, 2013). 

2. Sorgfaltspflicht 

Die Sorgfaltspflicht verlangt, dass der VR seine Aufgaben mit aller Sorgfalt erfüllt. Es wird 

von einem objektivierten Sorgfaltsmassstab ausgegangen. Es geht um die Sorgfalt, die ein 

gewissenhafter und vernünftiger Mensch aus demselben Verkehrskreis wie die 

Verantwortlichen unter den gleichen Umständen als erforderlich ansehen würde. Die bedeutet, 

 
6Die Aufhebung der Gewinnstrebigkeit der Gesellschaft Bedarf gemäss OR 706 Abs. 2 Ziff. 4 der Zustimmung 

sämtlicher Aktionäre. 
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dass der Einzelfall zu berücksichtigen ist, jedoch subjektive Entschuldungsgründe wie 

ungenügende Kenntnisse oder fehlende Zeit nicht berücksichtigt werden (von der Crone, 

Carbonara und Hunziker, 2006). Im Hinblick auf die Festlegung der Strategie kommt neben der 

Identifizierung von Chancen in Bezug auf die Haftung das Risikomanagement in den 

Vordergrund. Risiken können in unterschiedlicher Form auftreten (z. B. Mitarbeiter, Kunden, 

Lieferanten, Politik, Umwelt) und unterschiedliche Auswirkungen auf das Unternehmen haben 

(Häufigkeit, finanzieller Schaden, Reputation). Es sollte darauf hingewirkt werden, dass 

strukturelle Risiken umgangen werden. 

3. Gleichbehandlungspflicht 

Die Gleichbehandlungspflicht verlangt, dass VR die Aktionäre unter gleichen Voraussetzungen 

gleich zu behandeln. So müssen alle Aktionäre in der vorgesehenen Frist und Form zur 

Generalversammlung eingeladen werden (Meier-Gubser, 2019). Während bei börsenkotierten 

Unternehmen die Informationspflicht im Rahmen der Ad-hoc­Publizität dafür sorgt, dass alle 

Marktteilnehmer über kursrelevante Tatsachen informiert werden, können Grossaktionäre 

(beispielsweise Familien) unter Berücksichtigung des Gesellschaftsinteressens und des 

Verhältnismässigkeitsprinzips weitergehende Informationen erhalten (Meier-Gubser, 2019). 

Nicht darunter fallen statutarische Ungleichbehandlungen aufgrund unterschiedlicher 

Aktiengattungen oder Stimmrechtsbeschränkungen. 

Es handelt sich bei diesen Pflichten um generelle Verhaltensstandards (nach Treu und 

Glauben), die alle Entscheidungsträger in unterschiedlichen Organisationsformen betreffen. Es 

gilt für im Handelsregister eingetragenen (de jure) Geschäftsführer als auch für die faktischen 

(de facto) Geschäftsführer, die Mitarbeiter oder Beiräte miteinschliessen können, falls sie 

«Geschäftsführungsentscheide» fällen oder daran mitwirken (Huber, 2024). 

3. Haftung 

Der VR ist grundsätzlich als Gremium verantwortlich. Durch seine Rolle als VR ergibt sich das 

Risiko von Verantwortlichkeitsklagen aufgrund von potenziell pflichtwidrigem Verhalten 

gegenüber den Gesetzen und den Statuten. Die zivilrechtliche Haftung für den VR und alle mit 

der Geschäftsführung7 oder mit der Liquidation befassten Personen ergibt sich aus OR Art. 754. 

Die VR-Mitglieder sind gegenüber der Gesellschaft, einzelner Aktionäre und 

 
7 Formelle Organe sind der VR und die Revisionsstelle. Materielle Organe sind die Geschäftsführer und 

Direktoren. Faktische Organe sind alle, die an Willensbildung der Gesellschaft teilnehmen oder 

Geschäftsentscheide fällen (z. B. Mitarbeiter, Aktionäre, Beiräte oder Treuhänder). Auch sie können haftbar 

gemacht werden. 
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Gesellschaftsgläubigern für den Schaden verantwortlich, den sie durch eine absichtliche oder 

fahrlässige Pflichtverletzung verursachen. Klagen können also die Gesellschaft (z. B. durch den 

Nachlassverwalter im Konkurs), die Aktionäre oder die Gläubiger. Sie haften solidarisch und 

persönlich und müssen den mitverursachten Verlust oder Schaden dem Kläger ersetzen. 

Voraussetzung für eine Haftung ist 

1. das Vorliegen eines Schadens für die Gesellschaft, Aktionäre oder Gläubiger 

2. die (gesetzliche oder statutarische) Pflichtverletzung 

3. der Kausalzusammenhang zwischen Pflichtverletzung und Schaden und 

4. das (absichtliche oder fahrlässige) Verschulden des VR-Mitglieds. 

Er ist auch bei einer Delegation von Aufgaben für den mitverursachten Schaden haftbar, falls 

er nicht nachweisen kann, dass er bei der Auswahl, Instruktion resp. Beratung und 

Überwachung die nach den Umständen gebotene Sorgfalt angewendet hat (siehe 4. Delegation). 

VR-Mitglieder benötigen Wissen, Einsatz und Zeit, um ihre Pflichten zu erfüllen, denn ihre 

Abwesenheit entbindet sie von diesen Pflichten nicht. Hingegen kann ein höherer Standard der 

Sorgfaltspflicht geltend gemacht werden, falls ein VR aufgrund seiner Ausbildung oder seiner 

Geschäftserfahrung über überdurchschnittliche Fähigkeiten verfügt. 

In der Praxis ist es so, dass VR vor allem bei einem Konkurs in Gefahr geraten und gegenüber 

Gläubigern haftbar gemacht werden, insbesondere, wenn die Verpflichtungen gegenüber den 

Sozialversicherungen nicht eingehalten wurden. Der VR ist verpflichtet bei einer drohenden 

finanziellen Schieflage Massnahmen einzuleiten (OR 725ff). Diesbezüglich kommt der 

Überwachung der Liquidität eine hohe Bedeutung zu und der VR muss ein Frühwarnsystem, 

um Risiken zu reduzieren. Ein internes Kontrollsystem (IKS) zur Finanzkontrolle ist daher 

unerlässlich. So wurde die Klage des Konkursverwalters der SAirGroup gegen ehemalige VR 

abgewiesen, weil kein nachweisbarer kausaler Schaden direkt durch pflichtwidriges Verhalten 

entstanden ist (Bundesgericht, 2019). 

Es gibt verschiedene Faktoren, um die Risiken zu reduzieren. 

- Zunächst sollte das Tagesgeschäft delegiert werden, wobei die Rollen in einem 

Organisationsreglement definiert werden müssen. Zusätzlich kann eine 

Kompetenzordnung erstellt werden. 

- Bei divergierenden Meinungen zu Entscheidungen sollte eine Abstimmung verlangt und 

protokolliert werden. VR-Protokolle sind Grundlagen bei Fragen nach 
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Pflichtverletzungen, da die Willensbildung in den Sitzungen erfolgt. Der Rücktritt muss 

in Erwägung gezogen werden, falls man nicht hinter einer Strategie stehen kann (von 

Escher, 2019). 

- Mit einer «D&O-Versicherung»8 (Directors’ and Officers’ Liability Insurance, auch 

Organhaftpflichtversicherung) können Organpersonen ihr Privatvermögen vor 

Schadenersatzansprüche schützen. Die Versicherungssummen betragen bei KMU 

zwischen CHF 5 und 20 Mio. (Studer, 2021).  

- In der Praxis kommt auch in der Schweizer Rechtsprechung die aus den Vereinigten 

Staaten kommende «Business Judgment Rule» zur Anwendung. VR werden geschützt, 

wenn ihre Entscheidungen (1) auf Basis angemessener Informationen, (2) frei von 

Interessenkonflikten und (3) in gutem Glauben und nach sorgfältiger Abwägung 

getroffen worden sind (von Escher, 2019). Gemäss OR Art. 715a sollte ein VR 

insbesondere vom Recht Gebrauch machen, Auskunft über alle Angelegenheiten der 

Gesellschaft zu verlangen, um über genügend Informationen zu verfügen. Hintergrund 

dieser Regelung ist es, dass VR überhaupt Risiken eingehen können. Nicht jeder 

geschäftliche Misserfolg oder Falscheinschätzung ist eine Pflichtverletzung, aber sie 

schützt nicht vor Pflichtverletzungen. 

Weiter ist darauf hinzuweisen, dass laut Studer (2013) nur ca. 1 % der Verantwortlichkeitsfälle 

mit einem gerichtlichen Urteil enden, weil die Ansprüche vorprozessual zwischen den 

Betroffenen erledigt werden (90 %) oder in einer gerichtlichen Vergleichshandlung 

abgeschlossen werden (9 %). 

Neben der zivilrechtlichen Haftung besteht eine strafrechtliche Verantwortlichkeit (Staat vs. 

Organ) beispielsweise bei ungetreuer Geschäftsbesorgung (StGB Art. 158), Veruntreuung 

(StGB Art. 138) oder Betrug (StGB Art. 146) (Beispiel Postauto-Skandal, NZZ, 2020). 

4. Delegation 

In aller Regel wird bei einer AG das Tagesgeschäft an einen CEO oder eine Geschäftsleitung 

delegiert. Das Organisationsreglement bildet die Grundlage der Delegation. Dies führt nicht nur 

zu einer Trennung von Aufsichts- und Durchführungsaufgaben, sondern es mindert auch das 

persönliche Haftungsrisiko. Die Delegation bedeutet die Übertragung von Aufgaben, 

Kompetenzen und Verantwortung zur selbstständigen Bearbeitung an dafür geeignete 

Personen. Die Aufgabe, die Kompetenz und die Verantwortung müssen dabei im Gleichgewicht 

 
8 Versicherungsnehmerin ist die Organisation 
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sein. Die Handlungsverantwortung, nicht aber die Führungsverantwortung (Verantwortung für 

fremdes Handeln) wird übergeben. Der Übertragende hat auch eine gesetzliche und 

arbeitsrechtliche Verantwortung für die Delegierten. 

Ungeklärte Verantwortlichkeiten und deren Auswirkungen führen oft zu Konflikten, was die 

Arbeitsleistung beeinträchtigt. Das Organisationsreglement ist demnach von ausserordentlicher 

Bedeutung, denn es muss gemäss OR Art. 716b Abs. 3 mindestens die Geschäftsführung 

ordnen, die hierfür erforderlichen Stellen bestimmen, deren Aufgaben beschreiben und die 

Berichterstattung regeln. 

In der Praxis werden weitere Aspekte beschrieben. So steht im Organisationsreglement der 

Geberit AG9 auch die Alterslimite für VR (75 Jahre) oder wie viele Tage vor einer Sitzung 

mindestens einberufen werden soll (10 Tage). Es gibt auch Angaben zu Interessenkonflikten 

oder zur Schweigepflicht. Als Beilage zum Organisationsreglement ist auch die 

Kompetenzordnung aufgeführt, wo in einem Funktionendiagramm detailliert die 

Entscheidungskompetenzen und Konzernführungsaufgaben aufgelistet sind. So wird 

beispielsweise aufgeführt, dass der VR über Investor Relations Aktivitäten informiert werden 

muss oder dass der VR-Projekte mit einem Volumen über CHF 10 Mio. auf Antrag der 

Konzernleitung entscheidet. Darüber hinaus ist eine Unterschriftenregelung zu erstellen. 

Die Delegation von Aufgaben (Art. 716b OR) entbindet jedoch nicht von der Haftung. Bei der 

Delegation muss 

1. die Auswahl (cura in eligendo) 

2. die Instruktion (cura in instruendo) und 

3. die Überwachung (cura in custodiendo)  

der Delegierten mit gebotener Sorgfalt erfolgen. 

Es müssen also die Personen mit der richtigen Ausbildung, Erfahrung, Wissen und Einstellung 

ausgewählt werden. Der VR sollte ihnen beratend zur Seite stehen und die nötigen 

Informationen zum (über- und untergeordneten) Auftrag, Ziel, Umsetzung und Deadlines 

geben. Die Ausführung mit den nötigen Informationen müssen überwacht werden. 

 
9 https://www.geberit.com/_assets/local-media/files/downloads/other-documents/2021-3/organisationsreglement-

vr.pdf 

https://www.geberit.com/_assets/local-media/files/downloads/other-documents/2021-3/organisationsreglement-vr.pdf
https://www.geberit.com/_assets/local-media/files/downloads/other-documents/2021-3/organisationsreglement-vr.pdf
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Kommt es zu nachteiligen Handlungen von Delegierten, stellt sich die Frage, ob dies durch den 

VR hätte verhindert werden können. Versäumnisse bei der Überwachung der Geschäftsleitung 

können zu Haftung führen. 

III. Exkurs: Rückblick zum gesetzlichen Rahmen 

Die erste industrielle Schweizer Aktiengesellschaft wurde 1801 in St. Gallen gegründet (NZZ, 

2010). Das OR als gesetzlicher Rahmen für VR wurde im Juni 1881 von den eidgenössischen 

Räten verabschiedet und trat 1883 in Kraft (NZZ, 2006). Die Integration in das Schweizerische 

Zivilgesetzbuch (ZGB) als fünfter Teil fand per 1. Januar 1912 statt.  

In einer Analyse von Unternehmenszusammenbrüchen bemängelte Bächler (1912, zitiert nach 

Lüpold, 2010) das Verantwortungsgefühl bei den Direktoren und Verwaltungsräten. Er wollte 

die Verantwortlichkeit strenger regeln und die Haftbarkeit für Pflichtverletzungen aufgrund von 

Nachlässigkeit einführen. Ebenso forderte er Strafbestimmungen für Wirtschaftsdelikte wie 

Bilanzfälschung. In der ersten grossen Gesetzesrevision 1936 wurden sodann grundlegende 

Kompetenzen und Pflichten zur Geschäftsführung definiert (Kunz, 2006). In der zweiten 

grossen Gesetzesrevision 1991 wurden die unübertragbare und unentziehbare Aufgaben 

definiert und die Möglichkeit, das operative Geschäft zu delegieren (Forstmoser, 1992). Die 

Verantwortlichkeit und Haftung von VR werden also seit Langem diskutiert und die 

grundsätzlichen Hauptaufgaben haben sich auch nicht geändert. Der VR ist schlussendlich für 

den Erfolg und Misserfolg in einem Unternehmen verantwortlich, wobei es vor allem darum 

geht die Richtung vorzugeben und richtig zu delegieren. 

IV. Zusammenfassung 

Der VR hat Aufgaben und Pflichten und kann für Schäden gegenüber der Gesellschaft, der 

Aktionäre und der Gläubiger haftbar gemacht werden. Wobei letztere insbesondere bei einem 

Konkurs die grösste Gefahr darstellt. In der Praxis ist es so, dass die Hauptaufgaben zum einen 

in der Festlegung der Strategie und zum anderen der Auswahl, Instruktion resp. Beratung und 

Überwachung des Geschäftsführers liegen. Die Oberleitung der AG ist ein unübertragbare und 

unentziehbare Aufgabe, aber das Tagesgeschäft wird üblicherweise delegiert. In diesem 

Zusammenhang kommt (1) der klaren Bezeichnung der Aufgaben und Pflichten in einem 

Organisationsreglement grösste Bedeutung zu. Desweitern muss der Geschäftsführer (2) 

sorgfältig ausgewählt, instruiert und kontrolliert werden. 

Die Aufgaben und Pflichten der Beteiligten in einer AG müssen eingehalten werden, damit das 

«Spiel der AG» korrekt gespielt wird. 
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Zwar sind die wirtschaftlichen, politischen und gesellschaftlichen Entwicklungen 

anspruchsvoller geworden, aber der VR sollte sich auf seine Kernaufgaben konzentrieren, weil 

er nicht alles selbst machen kann. Themen wie Resilienz, Digitalisierung, Cybersicherheit, 

Gleichberechtigung, psychische Verfassung der Arbeitnehmer, Treibhausgasemissionen oder 

Lieferkettenrisiken sind allgegenwärtig. Der VR ist jedoch ein kleineres Gremium, das sich nur 

einige Male im Jahr trifft, währenddem der Geschäftsführer, die Geschäftsleitung und alle 

anderen Mitarbeiter täglich ihre Arbeit tun. Kann er sich nicht darauf fokussieren, kann die 

Gefahr entstehen, dass er den «Wald vor lauter Bäumen» nicht sieht und nur noch reagiert 

anstatt agiert. Es scheint in diesem Zusammenhang wichtig, dass der VR-Informationen 

verlangt, um die Informationsasymmetrie zwischen ihm und den Delegierten zu reduzieren und 

die präsentierten Informationen prüft. 

Obwohl an den VR im Speziellen und die Corporate Governance im Allgemeinen immer mehr 

ausgeklügelte Anforderungen gestellt werden (z. B. Frauenquoten, Schaffung von 

Ausschüssen) geht es im Prinzip vor allem darum, dass sich der VR seiner eigenen 

Verantwortlichkeit und der Verantwortlichkeit seiner Delegierten klar ist.  
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Take Aways10 zu Verantwortlichkeit und Haftung 

Vor Annahme 

• Berücksichtigung der persönlichen Situation: 

Sind die richtigen Motive für die Übernahme des Mandats vorhanden? Ist genügend 

(Branchen-)Knowhow, Interesse und Motivation vorhanden? Kann man einen 

Mehrwert bringen? Sind genügend zeitliche und persönliche Kapazitäten verfügbar? 

Gibt es potenzielle Interessenkonflikte mit anderen Mandaten? Ist die finanzielle 

Entschädigung angemessen? 

• Analyse der Unternehmenssituation: 

Wie ist die finanzielle Verfassung des Unternehmens? Gibt es ein internes 

Kontrollsystem (IKS)? Was sind die Erfahrungen in der Vergangenheit? Was kann auf 

einem zukommen (z. B. Turnaround, Nachfolge resp. neue Aktionäre, 

Wettbewerbssituation)? Ist eine D&O-Versicherung vorhanden? Was sind die 

persönlichen Reputationsrisiken? 

Nach Annahme 

• Tagesgeschäft delegieren und in einem Organisationsreglement festhalten. Achtung: 

Delegation entbindet nicht von der Verantwortung. Die (1) Auswahl, (2) Instruktion 

und (3) Überwachung müssen mit Sorgfalt erfolgen.  

• Bewusstsein über «undelegierbare» (Haupt-)Aufgaben und Pflichten des VR, insb. 

o Treuepflicht unter Berücksichtigung von potenziellen Interessenkonflikten 

(siehe «Checkliste zum Umgang mit Interessenkonflikten», Walther und 

Magnin, 2023) 

o Sorgfaltspflicht im Hinblick auf die Festlegung der Strategie (Identifikation 

von Chancen und Risiken) und die Auswahl, Instruktion resp. Beratung und 

Überwachung des Geschäftsführers 

o Pflicht die Zahlungsfähigkeit zu überwachen und ggf. Massnahmen einzuleiten 

• VR haftet solidarisch und mit Privatvermögen, wenn folgende Bedingungen erfüllt 

sind: (1) Schaden, (2) Pflichtverletzung, (3) Kausalzusammenhang, (4) Verschulden 

(Absicht oder Fahrlässigkeit) 

• Aktive Teilnahme an der Willensbildung und gegebenenfalls Protokollierung von 

Meinungsverschiedenheiten (u.a.); Nicht Ausschliessung eines Rücktritts. 

 
10 Vgl. Studer (2024) S. 72-76 
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• Einholung und Prüfung von Auskünften (siehe auch «Factsheet mit 

Informationsquellen für die VR-Tätigkeit») zwecks Reduktion der 

Informationsasymmetrie zwischen Geschäftsleitung und zwischen VR (inkl. 

Sitzungseinladung) 

• Kritische und konstruktive Herausforderung und Hinterfragung der Geschäftsleitung 

• Abwägungen jeweils verschiedener Handlungsoptionen in Hinblick auf die Business 

Judgement Rule (keinen Plan B zu haben, ist keine Option). 

• Wenn man bei Entscheidungen ein schlechtes Bauchgefühl hat oder sich im 

rechtlichen Graubereich befindet, sollte man sich besonders viel Zeit bei der 

Entscheidung geben (resp. «darüber schlafen»). 


